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Geſetz- Sammlung 
für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 20. 


(Nr. 2286.) Verordnung über die Bildung eines Ausſchuſſes der Stände des Königreichs 
Preußen. Vom 21. Juni 1842. 


Wir Friedrich Wilhem, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
haben beſchloſſen, einen ſtaͤndiſchen Ausſchuß aus Mitgliedern des Provinzial⸗ 
Landtages, welche deſſen beſonderes Vertrauen beſitzen, waͤhlen zu laſſen, um 
ſolchen in der Zwiſchenzeit von einem Landtage zum anderen in geeigneten Faͤllen zu 
berufen, und Uns in wichtigen Landes⸗Angelegenheiten feines Raths zu bedienen. 
Wir verordnen daher, nach eingeholtem Gutachten Unſerer getreuen Stände. 
des Koͤnigreichs Preußen, was folgt: 
N 


Es fol im Koͤnigreich Preußen, ſo wie in allen uͤbrigen Provinzen Un⸗ 
ſerer Monarchie, ein Ausſchuß aus den auf dem Provinzial⸗Landtag verſammel⸗ 
ten Staͤnden gebildet werden, der ſich auf Unſeren Befehl zu verſammeln hat, 
um Uns die Gelegenheit zu geben, auch zu der Zeit, wo die Provinzial: Land: 
tage nicht verſammelt find, ſtaͤndiſche Organe mit ihrem Gutachten zu hoͤren. 

8 2. 

Die verfaſſungsmaͤßige Wirkſamkeit der Provinzial⸗Staͤnde, wie ſolche 
durch den Artikel III. des allgemeinen Geſetzes vom Sten Juni 1823. vorge⸗ 
ſchrieben iſt, erleidet durch den Ausſchuß (F. 1.) keine Beeinträchtigung. 

3 


83 

Die Wirkſamkeit des Ausſchuſſes fol vielmehr eintreten, wenn die An⸗ 
ſichten der Landtage verſchiedener Provinzen, uͤber einen von ihnen berathenen 
Geſetz⸗-Entwurf bedeutend von einander abweichen, oder, wenn in der weiteren 
Berathung der Geſetze, in den hoͤheren Inſtanzen der Legislation neue Mo⸗ 
mente hervortreten, und Wir es angemeſſen finden, durch ſtaͤndiſche Organe eine 

Ausgleichung der verſchiedenen Anſichten herbeizufuͤhren. 
Jahrgang 1842. (Nr. 2286.) 35 $. 4. 


(Ausgegeben zu Berlin den 30. Auguſt 1842.) 
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8 F. 4. en | 
Insbeſondere aber noch ſoll Uns der einzuberufende Ausſchuß ein ſtaͤn⸗ 
diſches Organ darbieten, mit dem Wir auch bei Gegenſtaͤnden, welche bisher in 
der Regel an die Provinzialſtaͤnde nicht gelangt ſind, ſofern Wir dabei den Rath 
erfahrener Maͤnner aus den Eingeſeſſenen der Provinz einzuholen fuͤr gut fin⸗ 
den werden, die anzunehmenden Hauptgrundſaͤtze einer Beſprechung wollen un- 
terwerfen laſſen. 

Desgleichen behalten Wir Uns vor, denſelben auch bei den erſten Vor: 
bereitungen zu allgemeinen wichtigen Geſetzen zur gutachtlichen Aeußerung auf— 
zufordern, ſowohl Hinſichts der Nothwendigkeit dieſer Geſetze im Allgemeinen, als 
Hinſichts der Richtung, welche bei Abfaſſung derſelben zu befolgen ſeyn moͤchte, 
inſofern es dabei hauptſaͤchlich auf Kenntniß oͤrtlicher Verhaͤltniſſe und praktiſche 
Erfahrung ankommt. f 


§. 5. BETT. 
Die Zahl der Mitglieder dieſes Ausſchuſſes ſetzen Wir hierdurch auf 
zwoͤlf feſt. 
Seine Zuſammenſetzung geſchieht in der Art, daß fuͤr denſelben: 


vom Stande der Ritterſchaft ... 6 Mitglieder 
. 2 Staͤdte 4 . 
z 2 Landgemeinden. . 2 £ 


zu wählen find. 


$. 6. (er 
Der Landtags⸗Marſchall, deſſen Amt zu dieſem Zweck kuͤnftig bis zur 
Eröffnung des naͤchſtfolgenden Provinzial⸗Landtages fortdauern ſoll, iſt jederzeit 
Mitglied und Vorſitzender des Ausſchuſſes. Derſelbe wird in die Zahl der 
Ausſchußmitglieder vom Stande der Ritterſchaft in der Art miteingerechnet, daß 
waͤhrend der Dauer ſeines Amtes von jenem ein Mitglied weniger zum Aus⸗ 
ſchuſſe gewaͤhlt wird. 5 en 
. 
Die zu dieſem Ausſchuſſe erforderlichen Wahlen erfolgen auf verfammel: 
tem Provinzial⸗Landtage von jedem Stande in ſich nach abſoluter Stimmen⸗ 
Mehrheit. Fuͤr jeden Stand werden ſo viel Stellvertreter als er Ausſchußmit⸗ 
glieder zu ernennen hat, in der Art gewaͤhlt, daß jeder einzelne Wahl-Akt aus⸗ 
druͤcklich auf die Wahl des erſten, zweiten u. ſ. w. Stellvertreters des betreffenden 
Standes gerichtet, und auf dieſe Weiſe die Reihefolge beſtimmt wird, in welcher 
die Erwaͤhlten bei vorfallenden Verhinderungen von Ausſchußmitgliedern ein⸗ 
treten ſollen. 
Fuͤr den Fall der Behinderung des Landtags» Marfchalls werden Wir 
einen Stellvertreter deſſelben aus den, dem Stande der Ritterſchaft angehoͤrigen 
Mit⸗ 
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Mitgliedern des Ausſchuſſes ernennen. In ſeiner Eigenſchaft als Ausſchußmit⸗ 
glied wird dann der Landtags⸗Marſchall durch Einberufung desjenigen Stell⸗ 
vertreters feines Standes, an dem die Reihe iſt, erſetzt. 

Die Wahlen eines jeden Standes werden durch den Landtags-Marſchall, 
als Wahl⸗Dirigenten, geleitet. Dieſelben beduͤrfen Unſerer Beſtaͤtigung. 


. 8. 

Die Dauer der Wirkſamkeit der Mitglieder eines gewaͤhlten Ausſchuſſes 
beſchraͤnkt ſich auf die Zwiſchenzeit von einem Provinzial-Landtage zum andern. 

Ein in den Ausſchuß gewaͤhlter Abgeordneter bleibt deſſen Mitglied bis 
zur Eröffnung des naͤchſten Landtages, auch wenn die Wahlperiode, fuͤr welche 
er als Landtags⸗Abgeordneter gewaͤhlt ift, inzwiſchen ablaufen ſollte. 

$. 9. 

Den zum Provinzial⸗Landtage verſammelten Ständen bleibt uͤberlaſſen, 
die Wahrnehmung der außer dem Landtage vorkommenden Geſchaͤfte ſtaͤndiſcher 
Verwaltung, inſofern ſie nicht beſondere Ausſchüſſe dazu beſtimmen ſollten, dem 
nach den vorſtehenden Beſtimmungen zu bildenden Ausſchuſſe, auch, nach dem 
Beduͤrfniſſe, einem innerhalb deſſelben zu beſtellenden engeren Ausſchuſſe, oder 
auch nur einzelnen Mitgliedern zu uͤbertragen. 

Im Fall die Staͤnde von dieſer Befugniß Gebrauch machen, beduͤrfen 
ihre desfallſigen Beſchluͤſſe Unſerer Betätigung, und behalten Wir Uns vor, 
alsdann auf ihren Antrag, wegen des Zuſammentritts des Ausſchuſſes zu die⸗ 
ſem Zweck und der Behandlung derartiger Geſchaͤfte, weitere Beſtimmungen 
zu treffen. | 
| $. 10. 

Die Koften der Ausſchuͤſſe werden in derſelben Art, wie die allgemeinen 
Landtagskoſten, aufgebracht. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 21. Juni 1842. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Prim von Preußen. 


v. Boyen. Muͤhler. v. Rochow. v. Nagler. Rother. Gr. v. Alvensleben. 
Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. Frh. v. Bülow. v. Bodelſchwingh— 
Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim. 


(Nr. 2286 — 2287.) 35 
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(Nr. 2287.) Verordnung über die Bildung eines Ausſchuſſes der Stände der Kur- und 


Neumark Brandenburg und des Markgrafthums Niederlauſitz. Vom 
21. Juni 1842. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 

haben beſchloſſen, einen ſtaͤndiſchen Ausſchuß aus Mitgliedern des Provinzial: 

Landtages, welche deſſen beſonderes Vertrauen beſitzen, waͤhlen zu laſſen, um 

ſolchen in der Zwiſchenzeit von einem Landtage zum andern, in geeigneten Faͤllen 

zu berufen und Uns in wichtigen Landes⸗Angelegenheiten feines Raths zu bedienen. 

Wir verordnen daher, nach eingeholtem Gutachten Unſerer getreuen 
Staͤnde der Kur- und Neumark Brandenburg und des Markgrafthums Nie⸗ 
derlauſitz, was folgt: 

F. 1. 

Es ſoll in der Kur- und Neumark Brandenburg und dem Markgraf: 
thum Niederlauſitz, ſo wie in allen uͤbrigen Provinzen Unſerer Monarchie, ein 
Ausſchuß aus den auf dem Provinzial⸗Landtag verſammelten Staͤnden gebildet 
werden, der ſich auf Unſern Befehl zu verſammeln hat, um Uns die Gelegen⸗ 
heit zu geben, auch zu der Zeit, wo die Provinzial⸗Landtage nicht verſammelt 
ſind, ſtaͤndiſche Organe mit ihren Gutachten zu hoͤren. 

2 


$. 2. 

Die verfaſſungsmaͤßige Wirkſamkeit der Provinzial⸗Staͤnde, wie ſolche 
durch den Art. III. des allgemeinen Geſetzes vom 5. Juni 1823. vorgeſchrieben 
iſt, erleidet durch den Ausſchuß (F. 1.) keine Beeinträchtigung. 
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§. 3. 

Die Wirkſamkeit des Ausſchuſſes ſoll vielmehr eintreten, wenn die An⸗ 
ſichten der Landtage verſchiedener Provinzen uͤber einen von ihnen berathenen 
Geſetz-Entwurf bedeutend von einander abweichen, oder, wenn in der weiteren 
Berathung der Geſetze, in den höheren Inſtanzen der Legislation neue Mo- 
mente hervortreten, und Wir es angemeſſen finden, durch ſtaͤndiſche Organe 
eine Ausgleichung der verſchiedenen Anſichten herbeizufuͤhren. 

4 


Insbeſondere aber noch ſoll Uns der einzuberufende Ausſchuß ein ſtaͤn⸗ 
diſches Organ darbieten, mit dem Wir auch bei Gegenſtaͤnden, welche bisher 
in der Regel an die Provinzial: Stände nicht gelangt ſind, ſofern Wir dabei 
den Rath erfahrener Maͤnner aus den Eingeſeſſenen der Provinz einzuholen 
für gut finden werden, die anzunehmenden Hauptgrundſaͤtze einer Beſprechung 
wollen unterwerfen laſſen. 

Desgleichen behalten Wir Uns vor, denſelben auch bei den erſten Vor⸗ 

berei⸗ 
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bereitungen zu allgemeinen wichtigen Geſetzen zur gutachtlichen Aeußerung aufzu⸗ 
fordern, ſowo Hinſichts der Nothwendigkeit diefer Geſetze im Allgemeinen, als 
Hinſichts der Richtung, welche bei Auffaſſung derſelben zu befolgen ſeyn moͤchte, 
inſofern es dabei hauptſaͤchlich auf Kenntniß oͤrtlicher Verhaͤltniſſe und prakti⸗ 
ſche Erfahrung ankommt. 


§. 5. 
Die Zahl der Mitglieder dieſes Ausſchuſſes ſetzen Wir hierdurch auf 
Zwoͤlf feſt. Seine Zuſammenſetzung geſchieht in der Art, daß fuͤr denſelben 
1. 6 aus dem erſten Stande, und davon: 
1 aus der Altmark, 


3 2 Priegnitz, Mittelmark nebſt inkorporirten Kreiſen, und 
Ukermark, g 

1 =: Neumark, 

1 2 2 Miederlaufiß, 


durch die ſaͤmmtlichen auf dem Landtage anweſenden Mitglieder dieſes 
Standes zu waͤhlen ſind; 


I. 4 aus dem Stande der Städte, ohne Ruͤckſicht auf die einzelnen 
Landestheile durch ſaͤmmtliche ſtaͤdtiſche Landtags⸗Abgeordnete, und 


11. 2 aus dem Stande der Landgemeinden, und zwar 
1 von und aus den Abgeordneten dieſes Standes der Priegnitz, Mit⸗ 
telmark nebſt inkorporirten Kreiſen, und Ukermark, 
1 gemeinſchaftlich von und aus denen der Altmark, Neumark und 
Niederlauſitz, 
gewaͤhlt werden. 


‘. 6. 

Der Landtags⸗Marſchall, deſſen Amt zu dieſem Zweck bis zur Eroͤffnung 
des naͤchſten Provinzial⸗Landtages fortdauern ſoll, iſt jederzeit Mitglied und 
Vorſitzender des Ausſchuſſes. Derſelbe wird in die Zahl der Ausſchußmitglieder 
des erſten Standes des Landestheils, welchem er als Landtagsmitglied angehoͤrt, 
in der Art mit eingerechnet, daß waͤhrend der Dauer ſeines Amtes fuͤr jenen ein 
Mitglied weniger zum Ausſchuſſe gewaͤhlt wird. 

§. 7. f 

Die zu dieſem Ausſchuſſe erforderlichen Wahlen erfolgen auf verſammel⸗ 
tem Provinzial⸗Landtage von jedem Stande in ſich nach abſoluter Stimmen⸗ 
Mehrheit. Fuͤr jedes Mitglied des Ausſchuſſes wird ein Stellvertreter gewaͤhlt. 
Fuͤr den Fall der Behinderung des Landtags⸗Marſchalls werden Wir einen 
Stellvertreter deſſelben aus den dem erſten Stande angehoͤrigen Mitgliedern 

des Ausſchuſſes ernennen. 
Gr. 2287.) Es 
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Es ift deshalb für den Landtags⸗Marſchall, eben ſo wie fuͤr alle uͤbrige 
Mitglieder, ein Stellvertreter zu waͤhlen, durch den er für dieſen Fall in ſeiner 
Eigenſchaft als Mitglied des Ausſchuſſes erſetzt wird. 

Die Wahlen eines jeden Standes werden durch den Landtags⸗Mar⸗ 
ſchall, als Wahl⸗Dirigenten, geleitet. Dieſelben beduͤrfen Unſerer Beſtaͤtigung. 

g 8 


$. 8. 
Die Wirkſamkeit der Mitglieder des Ausſchuſſes beſchraͤnkt ſich auf die 
Zwiſchenzeit von einem Provinzial⸗Landtage zum andern. ü 
Ein in den Ausſchuß gewaͤhlter Abgeordneter bleibt deſſen Mitglied bis 
zur Eroͤffnung des naͤchſten Landtages, auch wenn die Wahlperiode, fuͤr welche 
er als Landtags- Abgeordneter gewaͤhlt iſt, inzwiſchen ablaufen ſollte. 
9 


Den zum Provinzial-Landtage verſammelten Staͤnden bleibt uͤberlaſſen, 
die Wahrnehmung der außer dem Landtage vorkommenden Geſchaͤfte ſtaͤndiſcher 
Verwaltung, inſofern ſie nicht beſondere Ausſchuͤſſe dazu beſtimmen ſollten, dem 
nach den vorſtehenden Beſtimmungen zu bildenden Ausſchuſſe, auch nach dem 
Beduͤrfniſſe einem innerhalb deſſelben zu beſtellenden engeren Ausſchuſſe, oder 
auch nur einzelnen Mitgliedern zu uͤbertragen. 

Im Fall die Staͤnde von dieſer Befugniß Gebrauch machen, beduͤrfen 
ihre desfallſigen Beſchluͤſſe Unſerer Beſtaͤtigung, und behalten Wir Uns vor, 
alsdann auf ihren Antrag, wegen des Zuſammentritts des Ausſchuſſes zu dieſem 
Zweck und der Behandlung derartiger Geſchaͤfte, weitere Beſtimmung zu treffen. 

0 


$. 10. 
Die Koften der Ausſchuͤſſe werden in derſelben Art wie die allgemeinen 
Landtagskoſten aufgebracht. 8 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Koͤniglichen Inſiegel. 5 
Gegeben Berlin, den 21. Juni 1842. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Prinz von Preußen. 


v. Boyen. Muͤhler. v. Rochow. v. Nagler. Rother. Gr. v. Alvensleben. 
Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. Sch. v. Buͤlow. v. Bodelſchwingh. 
Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim. 


(Nr. 2288.) 
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ven 2288.) Verordnung über die Bildung eines Ausſchuſſes der Stände der Provinz Pom⸗ 
mern. Vom 21. Bon 1842. 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ıc. 

haben beſchloſſen, einen ſtaͤndiſchen Ausſchuß aus Mitgliedern des Provinzial⸗ 
Landtages, welche deſſen beſonderes Vertrauen beſitzen, waͤhlen zu laſſen, um 
ſolchen in der Zwiſchenzeit von einem Landtage zum andern in geeigneten Faͤllen 
zu berufen und Uns in wichtigen Landes-Angelegenheiten feines Raths zu bedienen. 

Wir verordnen daher, nach eingeholtem Gutachten Unſerer getreuen 
Staͤnde des Herzogthums Pommern und Fuͤrſtenthums Ruͤgen, was folgt: 

* 1 

Es ſoll im Herzogthum Pommern und dem Fuͤrſtenthum Ruͤgen, ſo wie 
in allen uͤbrigen Provinzen Unſerer Monarchie, ein Ausſchuß aus den auf dem 
Provinzial-⸗Landtag verſammelten Ständen gebildet werden, der ſich auf Unſern 
Befehl zu verſammeln hat, um Uns die Gelegenheit zu geben, auch zu der Zeit, 
wo die Provinzial⸗Landtage nicht verſammelt ſind, ſtaͤndiſche Organe mit ihren 
Gutachten zu hoͤren. 


§. 2. 
Die verfaſſungsmaͤßige Wirkſamkeit der Provinzial-Staͤnde, wie ſolche 
durch den Art. III. des allgemeinen Geſetzes vom 5. Juni 1823. vorgeſchrieben 
iſt, erleidet durch den Ausſchuß (F. 1.) keine Beeinträchtigung. 
3 


F. 3. 

Die Wirkſamkeit des Ausſchuſſes fol vielmehr eintreten, wenn die An: 
ſichten der Landtage verſchiedener Provinzen uͤber einen von ihnen berathenen 
Geſetz⸗Entwurf bedeutend von einander abweichen, oder, wenn in der weitern 
Berathung der Geſetze, in den hoͤhern Inſtanzen der Legislation neue Momente 
hervortreten und Wir es angemeſſen finden, durch ſtaͤndiſche Organe eine Aus⸗ 
gleichung der verſchiedenen Anſichten herbeizufuͤhren. 


F. 4. f 
a Insbeſondere aber noch ſoll Uns der einzuberufende Ausſchuß ein ſtaͤndi⸗ 
ſches Organ darbieten, mit dem Wir auch bei Gegenſtaͤnden, welche bisher in 
der Regel an die Provinzialſtaͤnde nicht gelangt ſind, ſofern Wir dabei den 
Rath erfahrener Maͤnner aus den Eingeſeſſenen der Provinz einzuholen fuͤr gut 
finden werden, die anzunehmenden Hauptgrundfäge einer Beſprechung wollen 
unterwerfen laſſen. 

Desgleichen behalten Wir Uns vor, denſelben auch bei den erſten Vor⸗ 
bereitungen zu allgemeinen wichtigen Geſetzen zur gutachtlichen Aeußerung aufzu⸗ 
fordern, ſowohl Hinſichts der Nothwendigkeit dieſer Geſetze im Allgemeinen, als 

(Nr. 2288.) Hin: 
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Hinſichts der Richtung, welche bei Abfaſſung derſelben zu befolgen ſeyn moͤchte, | 
infofern es dabei hauptſaͤchlich auf Kenntniß oͤrtlicher Ver haͤltniſſe und praktiſche 


Erfahrung ankommt. 


$. 
Die Zahl der Mitglieder dieſes 
Zwoͤlf feſt. 


5. 
Ausſchuſſes ſetzen Wir hierdurch auf 


Die Zuſammenſetzung deſſelben geſchieht in der Art, daß 
J. von der Ritterſchaft: 


1) aus Hinterpommern 
2) ⸗Alt⸗Vorpommern 
3) ⸗Neu⸗ Vorpommern 


— — 


4 Mitglieder 
. A TE 1 4 


n 


ee eee e 


7 


1 
6 Mitglieder 


II. von den Staͤdten: 


1) aus Hinterpommern 
2) Alt⸗ Vorpommern 
3) ⸗Neu⸗ Vorpommern 


— 


en 2 Mitglieder 
n 1 ⸗ a 
n enn 1 2 


4 Mitglieder 


III. von den Landgemeinden, 


1) aus Hinterpommern 
4 


zu waͤhlen ſind. 


9. 6 


Der Landtags⸗Marſchall, deffen 


2 


Vorpommern, alternirend zwiſchen Alt- 
und Neu⸗ Vorpommern 


1 Mitglied 


„ . „ Be 1 7 


2 Mitglieder 


5. 
Amt zu dieſem Zweck kuͤnftig bis zur 


Eroͤffnung des naͤchſtfolgenden Provinzial⸗Landtags fortdauern ſoll, iſt Mitglied 


und Vorſitzender des Ausſchuſſes. 


Derſelbe wird in die Zahl der Ausſchußmitglieder vom Stande der Nit- 
terſchaft des Landestheils, welchem er als Landtagsmitglied angehoͤrt, in der Art 


mit eingerechnet, daß waͤhrend der Dauer 


weniger zum Ausſchuſſe gewaͤhlt wird. 


Die zu dieſem 
meltem Provinzial⸗Landtage von jedem 
menmehrheit. 
gewaͤhlt. 


Fuͤr jedes Mitglied des Ausſchuſſes wird ein 


Fuͤr den Fall der Behinderung des Landtags-Marſchalls werden Wir 


ſeines Amtes fuͤr jenen ein Mitglied 


93 a j 
Ausſchuſſe erforderlichen Wahlen erfolgen auf verſam⸗ +» 


Stande in ſich nach abſoluter Stims: : 


einen Stellvertreter deſſelben aus den dem Stande der Ritterſchaft angehoͤri⸗ 


gen 


Stelldertreter u 


* 


m a 


gen Mitgliedern des Ausſchuſſes ernennen. Es iſt deshalb fuͤr den Landtags⸗ 
Marſchall, eben fo wie für alle übrige Mitglieder, ein Stellvertreter zu waͤh⸗ 
len, durch den er fuͤr dieſen Fall in ſeiner Eigenſchaft als Ausſchußmitglied er⸗ 
ſetzt wird. 

Die Wahlen eines jeden Standes werden durch den Landtags⸗Mar⸗ 
ſchall, als Wahl-Dirigenten, geleitet. Dieſelben beduͤrfen Unſerer Beſtaͤtigung. 


f §. 8. 

Die Dauer der Wirkſamkeit der Mitglieder eines gewählten Ausfhuf- 
ſes beſchraͤnkt ſich auf die Zwiſchenzeit von einem Provinzial Landtage zum 
andern. 

Ein in den Ausſchuß gewaͤhlter Abgeordneter bleibt deſſen Mitglied bis 
zur Eröffnung des naͤchſten Landtages, auch wenn die Wahlperiode, fuͤr welche 
er als Landtags-Abgeordneter m ift, inzwiſchen ablaufen ſollte. 
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Den zum Provinzial⸗Landtage verſammelten Staͤnden bleibt uͤberlaſſen, 
die Wahrnehmung der außer dem Landtage vorkommenden Geſchaͤfte ſtaͤndi⸗ 
ſcher Verwaltung, in ſofern fie nicht beſondere Ausſchüſſe dazu beſtimmen ſoll⸗ 
ten, dem nach den vorſtehenden Beſtimmungen zu bildenden Ausſchuſſe, auch, 
nach dem Beduͤrfniſſe, einem innerhalb deſſelben zu beftellenden engern Ausſchuſſe 
oder auch nur einzelnen Mitgliedern zu uͤbertragen. 

Im Fall die Stände von dieſer Befugniß Gebrauch machen, bedürfen 
ihre desfallfigen Beſchluͤſſe Unferer Beſtätigung, und behalten Wir Uns vor, 
alsdann auf ihren Antrag, wegen des Zuſammentritts des Ausſchuſſes zu die⸗ 
ſem Zweck und der Behandlung derartiger Geſchaͤfte, weitere Beſtimmungen 


u treffen. 
zu treffe = 


b. 10. 
Die Koſten der Ausſchuͤſſe werden in derſelben Art, wie die allgemeinen 
Landtagskoſten aufgebracht. N 
N Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. ö 
Gegeben Berlin, den 21. Juni 1842. a 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 
v. Boyen. Muͤhler. v. Rochow. v. Nagler. Rother. Gr. v. Alvensleben. 
Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. Frh. v. Buͤlow. v. Bodelſchwingh— 
Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim. 
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(Nr. 2289.) Verordnung über die Bildung eines Ausſchuſſes der Stände des Herzogthums 


Schleſien, der Grafſchaft Glatz, und des Preußiſchen Markgrafthums 
Oberlauſitz. Vom 21. Juni 1842. a * * 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤuig von 
Preußen ꝛc. ıc. Re 
haben befchloffen, einen ſtaͤndiſchen Ausſchuß aus Mitgliedern des Provinzial⸗ 
Landtages, welche deſſen beſonderes Vertrauen beſitzen, waͤhlen zu laſſen, um 
ſolchen in der Zwiſchenzeit von einem Landtage zum andern in geeigneten Faͤllen 
zu berufen, und Uns in wichtigen Landes⸗Angelegenheiten ſeines Raths zu be⸗ 
dienen. 
Wir verordnen daher, nach eingeholtem Gutachten Unſerer getreuen 
Stände des Herzogthums Schleſien, der Grafſchaft Glatz und des Preußiſchen 
Markgrafthums Ober-Lauſitz, was folgt: 


§. 1. 

Es ſoll im Herzogthum Schleſien, der Grafſchaft Glatz und dem Preu⸗ 
ßiſchen Markgrafthum Ober⸗Lauſitz, ſowie in allen übrigen Provinzen Unſerer 
Monarchie, ein Ausſchuß aus den auf dem Provinzial⸗Landtag verſammelten 
Staͤnden gebildet werden, der ſich auf Unſeren Befehl zu verſammeln hat, um 
Uns die Gelegenheit zu geben, auch zu der Zeit, wo die Provinzial⸗Landtage nicht 
verſammelt find, ſtaͤndiſche Organe mit ihren Gutachten zu hoͤren. 


§. 2. f 
Die verfaſſungsmaͤßige Wirkſamkeit der Provinzial⸗Staͤnde, wie ſolche 
durch den Art. III. des allgemeinen Geſetzes vom 3. Juni 1823. vorgeſchrieben 
iſt, erleidet durch den Ausſchuß (F. 1.) keine Beeintraͤchtigung. 


§. 3. 

Die Wirkſamkeit des Ausſchuſſes ſoll vielmehr eintreten, wenn die An⸗ 
ſichten der Landtage verſchiedener Provinzen, uͤber einen von ihnen berathenen 
Geſetz-Entwurf bedeutend von einander abweichen, oder, wenn in der weiteren 
Berathung der Geſetze, in den hoͤheren Inſtanzen der Legislation neue Mor - 
mente hervortreten, und Wir es angemeſſen finden, durch ſtaͤndiſche Organe 
eine Ausgleichung der verſchiedenen Anſichten herbeizufuͤhren. 
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Insbeſondere aber noch ſoll Uns der einzuberufende Ausſchuß ein ſtaͤn⸗ 
diſches Organ darbieten, mit dem Wir auch bei Gegenſtaͤnden, welche bisher in 
der Regel an die Provinzial⸗Staͤnde nicht gelangt ſind, ſofern Wir dabei den 
Rath erfahrener Maͤnner aus den Eingeſeſſenen der Provinz einzuholen fuͤr gut 
finden werden, die anzunehmenden Hauptgrundſaͤtze einer Beſprechung wollen 
unterwerfen laſſen. 0 
2 Des⸗ 


= 223 — 

Desgleichen behalten Wir Uns vor, denſelben auch bei den erſten Vor⸗ 
bereitungen zu allgemeinen wichtigen Geſetzen zur gutachtlichen Aeußerung aufzu⸗ 
fordern, ſowohl Hinſichts der Nothwendigkeit dieſer Geſetze im Allgemeinen, als 
Hinſichts der Richtung, welche bei Abfaſſung derſelben zu befolgen ſeyn moͤchte, 
inſofern es dabei hauptſaͤchlich auf Kenntniß oͤrtlicher Verhaͤltniſſe und praktiſche 
Erfahrung ankommt. 


F. 5. 
Die Zahl der Mitglieder dieſes Ausſchuſſes ſetzen Wir hierdurch auf Zwoͤlf feſt. 
Seine Zuſammenſetzung geſchieht in der Art, daß fuͤr denſelben 


von den Fuͤrſten und Standesherren und der Nitterfchaft - .. 6 Mitglieder 
Wenne eee BR ee, 4 P 
von den Landgemeinden 2 . 


12 Mitglieder 
zu waͤhlen ſind. 

Die Fuͤrſten und Standesherren ſollen hierbei mit der Ritterſchaft in 
der Art alterniren, daß auf dem einen Landtage von den Erſteren zwei und von 
der Letzteren vier Mitglieder; auf dem andern aber von den Fuͤrſten und Stan⸗ 
desherren ein Mitglied und von der Ritterſchaft fünf Mitglieder zum Ausſchuſſe 
gewaͤhlt werden. 

Die von den Fuͤrſten und Standesherren vorzunehmenden Wahlen koͤn— 
nen nur aus ihrer Mitte getroffen werden, und die Gewaͤhlten mit Vorbehalt 
der Vertretung, durch die auf dem Landtage gewaͤhlten Stellvertreter ihres 
Standes, nur in Perſon im Ausſchuſſe 1 5 


Der Landtags ⸗Marſchall, deſſen Amt zu dieſem Zweck kuͤnftig bis zur 
Eroͤffnung des naͤchſtfolgenden Provinzial⸗Landtages fortdauern ſoll, iſt jederzeit 
Mitglied und Vorſitzender des Ausſchuſſes. Derſelbe wird in die Zahl der 
Ausſchuß⸗Mitglieder der Fuͤrſten und Standesherren und der Ritterſchaft in der 
Art mit eingerechnet, daß waͤhrend der Dauer ſeines Amtes von denſelben ein 
Mitglied weniger zum Ausſchuſſe * — wird. 


$. 

Die zu dieſem Ausſchuſſe erförderfichen Wahlen erfolgen auf verſammel⸗ 
tem Provinzial⸗Landtage von jedem Stande in ſich nach abfoluter Stimmen- 
Mehrheit. Für jeden Stand werden fo viel Stellvertreter als er Ausſchuß⸗ 
Mitglieder zu ernennen hat, in der Art gewählt, daß jeder einzelne Wahl⸗Akt 
ausdrücklich auf die Wahl des erſten, zweiten u. ſ. w. Stellvertreters des be⸗ 
treffenden Standes gerichtet und auf dieſe Weiſe die Reihefolge beſtimmt wird, 
in welcher die Erwaͤhlten bei vorfallenden Verhinderungen von Ausſchuß-Mit⸗ 


gliedern eintreten ſollen. 
(Nr. 2289.) 36” 2 Fuͤr 
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Fuͤr den Fall der Behinderung des Landtags-Marſchalls werden Wir 
einen Stellvertreter deſſelben aus den den Staͤnden der Fuͤrſten und Herren 
und der Ritterſchaft angehoͤrigen Mitgliedern des Ausſchuſſes ernennen. In 
feiner Eigenſchaft als Ausſchuß-Mitglied wird dann der Landtags⸗Marſchall durch 
Einberufung desjenigen Stellvertreters ſeines Standes, an dem die Reihe iſt, 
erſetzt. 

Die Wahlen eines jeden Standes werden durch den Landtags-Marſchall, 
als Wahl-⸗Dirigenten, geleitet. Dieſelben beduͤrfen Unſerer Beſtaͤtigung. 


§. 8. 
Die Dauer der Wirkſamkeit der Mitglieder eines gewaͤhlten Ausſchuſſes 
beſchraͤnkt ſich auf die Zwiſchenzeit von einem Provinzial⸗Landtage zum andern. 
Ein in den Ausſchuß gewaͤhlter Abgeordneter bleibt deſſen Mitglied bis 
zur Eroͤffnung des naͤchſten Landtages, auch wenn die Wahlperiode, fuͤr welche 
er als Landtags-Abgeordneter gewaͤhlt iſt, inzwiſchen ablaufen follte. 
8 §. 9. 

Den zum Provinzial-Landtage verſammelten Ständen bleibt uͤberlaſſen, 
die Wahrnehmung der außer dem Landtage vorkommenden Geſchaͤfte ſtaͤndiſcher 
Verwaltung, infofern fie nicht beſondere Ausſchuͤſſe dazu beſtimmen ſollten, dem 
nach den vorſtehenden Beſtimmungen zu bildenden Ausſchuſſe, auch, nach dem 
Beduͤrfniſſe, einem innerhalb deſſelben zu beſtellenden engern Ausſchuſſe, oder 
auch nur einzelnen Mitgliedern zu uͤbertragen. 

Im Fall die Stände von dieſer Befugniß Gebrauch machen, bedürfen 
ihre desfallſigen Beſchluͤſſe Unſerer Betätigung, und behalten Wir Uns vor, 
alsdann auf ihren Antrag, wegen des Zuſammentritts des Ausſchuſſes zu dieſem 
Zweck und der Behandlung derartiger Geſchaͤfte, weitere Beſtimmung zu treffen. 

10 


Die Koſten der Ausſchuͤſſe werden in derſelben Art wie die allgemeinen 
Landtagskoſten aufgebracht. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. i 
Gegeben Berlin, den 21ſten Juni 1842. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Prinz von Preußen. 

v. Boyen. Mühler. v. Rochow. v. Nagler. Rother. Gr. v. Alvensleben. 
Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. Frh. v. Bülow. v. Bodelſchwingh. 
Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim. 


\ 
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(Nr. 2290.) Verordnung über die Bildung eines Ausſchuſſes der Stände der Provinz Pofen. 
Vom 21. Juni 1842. f 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Giaden, Abntg von 
en n Preußen ꝛc. ic. a 
haben beſchloſſen, einen ſtaͤndiſchen Ausſchuß aus Mitgliedern des Provinzial- 
Landtages, welche deſſen beſonderes Vertrauen beſitzen, wählen zu laſſen, um fol: 
chen in der Zwiſchenzeit von einem Landtage zum andern in geeigneten Faͤllen 
zu berufen, und Uns in wichtigen Landes» Angelegenheiten feines Raths zu 
bedienen. 5 N 

Wir verordnen daher, nach eingeholtem Gutachten Unſerer getreuen 
Staͤnde der Provinz Poſen, was folgt: 

$ 


| . Al | 

Es foll in der Provinz Pofen, fo wie in allen übrigen Provinzen Un⸗ 
ſerer Monarchie, ein Ausſchuß aus den auf dem Provinzial⸗Landtag verſammel⸗ 
ten Staͤnden gebildet werden, der ſich auf Unſeren Befehl zu verſammeln hat, 
um Uns die Gelegenheit zu geben, auch zu der Zeit, wo die Provinzial-Landtage 
nicht verſammelt ſind, ſtaͤndiſche Organe mit ihren Gutachten zu hoͤren. 


§. 2. 

Die verfaſſungsmaͤßige Wirkſamkeit der Provinzial⸗Staͤnde, wie ſolche 
durch den Art. III. des allgemeinen Geſetzes vom 5. Juni 1823. vorgeſchrieben 
iſt, erleidet durch den Ausſchuß (F. 1.) keine Beeinträchtigung. 

$. 3 


Die Wirkſamkeit des Ausſchuſſes ſoll vielmehr eintreten, wenn die An⸗ 
ſichten der Landtage verſchiedener Provinzen uͤber einen von ihnen berathenen 
Geſetz⸗Entwurf bedeutend von einander abweichen, oder, wenn in der weiteren 
Berathung der Geſetze in den hoͤheren Inſtanzen der Legislation neue Momente 
hervortreten, und Wir es angemeſſen finden, durch ſtaͤndiſche Organe eine Aus- 
gleichung der verſchiedenen Anſichten herbeizufuͤhren. 
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$. A. 

Insbeſondere aber noch foll Uns der einzuberufende Ausſchuß ein ſtaͤn⸗ 
diſches Organ darbieten, mit dem Wir auch bei Gegenſtaͤnden, welche bisher in 
der Regel an die Provinzial⸗Staͤnde nicht gelangt ſind, ſofern Wir dabei den 
Rath erfahrener Maͤnner aus den Eingeſeſſenen der Provinz einzuholen fuͤr gut 
finden werden, die anzunehmenden Haupt-Grundſaͤtze einer Beſprechung wollen 
unterwerfen laſſen. 

Desgleichen behalten Wir Uns vor, denſelben auch bei den erſten Vor—⸗ 
bereitungen zu allgemeinen wichtigen Geſetzen zur gutachtlichen Aeußerung aufzu— 
fordern, ſowohl Hinſichts der Nothwendigkeit dieſer Geſetze im Allgemeinen, als 

(Nr. 2290.) Hin⸗ 


r 
Hinſichts der Richtung, welche bei Abfaſſung derſelben zu befolgen ſeyn moͤchte, 
in ſofern es dabei hauptſaͤchlich auf Kenntniß oͤrtlicher Verhaͤltniſſe und prak⸗ 
tiſche Erfahrung ankommt. f 3 


§. 5. a 
Die Zahl der Mitglieder dieſes Ausſchuſſes ſetzen Wir hierdurch auf 


Zwoͤlf feſt. 
Seine Zuſammenſetzung geſchieht in der Art, daß fuͤr denſelben 
vom erſten Stand 6 Mitglieder, 
vom Stande der Staͤdtee 4 
vom Stande der Landgemeinden .. . 2 = 


zu waͤhlen ſind. 


F. 6. 

Der Landtags⸗Marſchall, deſſen Amt zu dieſem Zweck kuͤnftig bis zur 
Eroͤffnung des naͤchſtfolgenden Provinzial⸗Landtages fortdauern ſoll, iſt jederzeit 
Mitglied und Vorſitzender des Ausſchuſſes. Derſelbe wird in die Zahl der Aus⸗ 
ſchuß⸗ Mitglieder des erſten Standes in der Art mit eingerechnet, daß waͤhrend 
der Dauer ſeines Amtes fuͤr jenen ein Mitglied weniger zum Ausſchuſſe ge⸗ 
waͤhlt wird. 


$. 7. 

Die zu dieſem Ausſchuſſe erforderlichen Wahlen erfolgen auf verſammel⸗ 
tem Provinzial⸗Landtage von jedem Stande in ſich nach abſoluter Stimmen⸗ 
Mehrheit. Fuͤr jeden Stand werden ſo viel Stellvertreter, als er Ausſchuß⸗ 
M itgeder zu ernennen hat, in der Art gewaͤhlt, daß jeder einzelne Wahl⸗Akt 
ausdruͤcklich auf die Wahl des erſten, zweiten u. ſ. w. Stellvertreters des be⸗ 
treffenden Standes gerichtet und auf dieſe Weiſe die Reihefolge beſtimmt wird, 
in welcher die erwaͤhlten Stellvertreter bei vorfallenden Verhinderungen von 
Ausſchuß-Mitgliedern eintreten follen. 

Fuͤr den Fall der Behinderung des Landtags⸗Marſchalls werden Wir 
einen Stellvertreter deſſelben aus den dem erſten Stande angehoͤrigen Mitglie⸗ 
dern des Ausſchuſſes ernennen. In ſeiner Eigenſchaft als Ausſchuß-Mitglied 
wird dann der Landtags⸗Marſchall durch Einberufung desjenigen Stellvertreters 
ſeines Standes, an dem die Reihe iſt, erſetzt. 

Die Wahlen eines jeden Standes werden durch den Landtags⸗Marſchall, 
als Wahl-⸗Dirigenten, geleitet. Dieſelben bedürfen Unſerer Beſtaͤtigung. 


$. 8. 
Die Dauer der Wirkſamkeit der Mitglieder eines gewählten Ausſchuſſes 
beſchraͤnkt ſich auf die Zwiſchenzeit von einem Provinzial⸗Landtage zum andern. 
Ein in den Ausſchuß gewaͤhlter Abgeordneter bleibt deſſen Mitglied bis 
zur 
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zur Eröffnung des naͤchſten Landtages, auch wenn die Wahlperiode, fuͤr welche 
er als Landtags-Abgeordneter gewählt iſt, inzwiſchen ablaufen ſollte. 


Den zum Provinzial⸗Landtage verſammelten Staͤnden bleibt uͤberlaſſen, 
die Wahrnehmung der außer dem Landtage vorkommenden Geſchaͤfte ſtaͤndiſcher 
Verwaltung, inſofern ſie nicht beſondere Ausſchuͤſſe dazu beſtimmen ſollten, dem 
nach den vorſtehenden Beſtimmungen zu bildenden Ausſchuſſe, auch, nach dem 
Beduͤrfniſſe, einem, innerhalb deſſelben zu beſtellenden engern Ausſchuſſe, oder 
auch nur einzelnen Mitgliedern zu uͤbertragen. 

Inm Fall die Stände von dieſer Befugniß Gebrauch machen, bedürfen 
ihre desfallſigen Beſchluͤſſe Unſerer Beſtaͤtigung, und behalten Wir Uns vor, 
alsdann auf ihren Antrag, wegen des Zuſammentritts des Ausſchuſſes zu die— 
ſem Zwecke und der Behandlung derartiger Gefchäfte, weitere Beſtimmungen 
zu treffen. 

$. 10. 

Die Koſten der Ausſchuͤſſe werden von jedem Stande nach dem im 
§. 4. des Geſetzes vom 27. März 1824. und $. 5. dieſer Verordnung feſtge⸗ 
ſetzten Stimmenverhaͤltniſſe deſſelben aufgebracht. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck- 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 21. Juni 1842. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Prinz von Preußen. 


v. Boyen. Muͤhler. v. Rochow. v. Nagler. Rother. Gr. v. Alvensleben. 
Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. Frh. v. Buͤlow. v. Bodelſchwingh 
Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim. 
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(Nr. 2291.) Verordnung über die Bildung eines Ausſchuſſes der Stände der Provinz 
Sachſen. Vom 21. Juni 1842. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 

haben beſchloſſen, einen ſtaͤndiſchen Ausſchuß aus Mitgliedern des Provinzial⸗ 

Landtages, welche deſſen beſonderes Vertrauen beſitzen, waͤhlen zu laſſen, um 

ſolchen in der Zwiſchenzeit von einem Landtage zum andern in geeigneten Faͤllen 

zu berufen, und Uns in wichtigen Landes-Angelegenheiten ſeines Raths zu be⸗ 

dienen. 

Wir verordnen daher, nach eingeholtem Gutachten a getreuen 
Stände der Provinz Sachſen, was folgt: 

H. 1. 

Es ſoll in der Provinz Sachſen, ſo wie in allen uͤbrigen Provinzen Un⸗ 
ſerer Monarchie, ein Ausſchuß aus den auf dem Provinzial-Landtage verſammel⸗ 
ten Staͤnden gebildet werden, der ſich auf Unſeren Befehl zu verſammeln hat, 
um Uns die Gelegenheit zu geben, auch zu der Zeit, wo die Provinzial-Land- 
tage nicht verſammelt ſind, ſtaͤndiſche Organe mit ihren Gutachten zu hoͤren. 

A 

Die verfaffungsmäßige Wirkſamkeit der Provinzial⸗Staͤnde, wie ſolche 
durch den Artikel III. des allgemeinen Geſetzes vom 5. Juni 1823. vorgeht 
ben ift, erleidet durch den Ausſchuß (H. E keine Deeinträchtigung⸗ 


Die Wirkſamkeit des sinne ſoll vielmehr eintreten, wenn die An⸗ 
ſichten der Landtage verſchiedener Provinzen uͤber einen von ihnen berathenen 
Geſetz-Entwurf bedeutend von einander abweichen, oder, wenn in der weiteren 
Berathung der Geſetze in den höheren Inſtanzen der Legislation neue Momente 
hervortreten, und Wir es angemeſſen finden, durch ſtaͤndiſche mare eine Aus⸗ 
gleichung der verſchiedenen Anſichten Wunde | 

9. 4 


Insbeſondere aber noch foll Uns der — — Ausſchuß ein ſtaͤn⸗ 
diſches Organ darbieten, mit dem Wir auch bei Gegenſtaͤnden, welche bisher in 
der Regel an die Provinzialſtaͤnde nicht gelangt ſind, ſofern Wir dabei den 
Rath erfahrener Maͤnner aus den Eingeſeſſenen der Provinz einzuholen, fuͤr 
gut finden werden, die anzunehmenden Hauptgrundſaͤtze einer Beſprechung wollen 
unterwerfen laſſen. 

Desgleichen behalten Wir Uns vor, denſelben auch bei den erſten Vor⸗ 
bereitungen zu allgemeinen wichtigen Geſetzen zur gutachtlichen Aeußerung auf⸗ 
zufordern, ſowohl Hinſichts der Nothwendigkeit dieſer Geſetze im Allgemeinen, 

als 


ei 


als Hinſichts der Richtung, welche bei Abfaſſung derfelben zu befolgen feyn 
möchte, inſofern es dabei hauptſaͤchlich auf Kenntniß oͤrtlicher Verhaͤltniſſe und 
praktiſche Erfahrung ankommt. 


F. 5. 
Die Zahl der Mitglieder dieſes Ausſchuſſes ſetzen Wir hierdurch auf 
Zwoͤlf feſt. 
Seine Zuſammenſetzung geſchieht in der Art, daß fuͤr denſelben 
1 Mitglied aus dem Stande der Praͤlaten, Grafen und Herren; 
5 Mitglieder aus dem Stande der Ritterſchaft; 
4 Mitglieder aus dem Stande der Staͤdte und 
2 Mitglieder aus dem Stande der Landgemeinden 
zu waͤhlen ſind. . 
| g. 6. 

Der Landtags⸗Marſchall, deſſen Amt zu dieſem Zweck kuͤnftig bis zur 
Eröffnung des naͤchſtfolgenden Provinzial⸗Landtages fortdauern ſoll, iſt jederzeit 
Mitglied und Vorſitzender des Ausſchuſſes. Derſelbe wird in die Zahl der 
Ausſchuß⸗Mitglieder des Standes der Praͤlaten, Grafen und Herren, beziehungs⸗ 
weiſe der Ritterſchaft, in der Art mit eingerechnet, daß waͤhrend der Dauer 
ſeines Amtes von demſelben ein Mitglied weniger zum Ausſchuſſe gewaͤhlt wird. 

7 


$. 7. 

Die zu dieſem Ausſchuß erforderlichen Wahlen erfolgen auf verſammel⸗ 
tem Provinzial-Landtage von jedem Stande in ſich nach abſoluter Stimmen⸗ 
Mehrheit. N 

Vom Stande der Praͤlaten, Grafen und Herren wird ein Stellvertreter, 
vom Stande der Ritterſchaft, der Staͤdte und der Landgemeinden aber eine 
der Zahl der Ausſchußmitglieder jeden Standes (beim Stande der Ritterſchaft 
einſchließlich des etwa aus ihm ernannten Landtags⸗Marſchalls) gleiche Zahl von 
Stellvertretern in der Art gewählt, daß jeder einzelne Wahl-Aft ausdruͤcklich auf 
die Wahl des erſten, zweiten u. ſ. w. Stellvertreters des betreffenden Standes 
gerichtet, und auf dieſe Weiſe die Reihefolge beſtimmt wird, in welcher die Er— 
wählten bei vorfallenden Verhinderungen von Ausſchußmitgliedern eintreten ſol⸗ 
len. Fuͤr den Fall der Behinderung des Landtags-Marſchalls werden Wir einen 
Stellvertreter deſſelben aus den dem Stande der Praͤlaten, Grafen und Herren 
und dem Stande der Ritterſchaft angehoͤrenden Mitgliedern des Ausſchuſſes er- 
nennen. In ſeiner Eigenſchaft als Ausſchußmitglied wird dann der Sandtags- 
Marſchall durch Einberufung desjenigen Stellvertreters ſeines Standes, an dem 
die Reihe iſt, erſetzt. a 

Die Wahlen eines jeden Standes werden durch den Landtags-Marſchall, 
als Wahl-Dirigenten, geleitet. Dieſelben bedürfen Unſerer Beſtaͤtigung. 
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§. 8. 0 
Die Dauer der Wirkſamkeit der Mitglieder eines gewaͤhlten Ausſchuſſes 
beſchraͤnkt ſich auf die Zwiſchenzeit von einem Provinzial⸗Landtage zum andern. 
Ein in den Ausſchuß gewaͤhlter Abgeordneter bleibt deſſen Mitglied bis 
zur Eroͤffnung des naͤchſten Landtages, auch wenn die Wahlperiode, fuͤr welche 
er als Landtags⸗Abgeordneter gewaͤhlt iſt, inzwiſchen ablaufen ſollte. 


§. 9. 

Den zum Provinzial⸗Landtage verſammelten Staͤnden bleibt uͤberlaſſen, 
die Wahrnehmung der außer dem Landtage vorkommenden Geſchaͤfte ſtaͤndiſcher 
Verwaltung, inſofern ſie nicht beſondere Ausſchuͤſſe dazu beſtimmen ſollten, dem 
nach den vorſtehenden Beſtimmungen zu bildenden Ausſchuſſe, auch nach dem 
Beduͤrfniſſe einem innerhalb deſſelben zu beftellenden engeren Ausſchuſſe, oder 
auch nur einzelnen Mitgliedern zu uͤbertragen. 

Im Fall die Staͤnde von dieſer Befugniß Gebrauch machen, beduͤrfen 
ihre desfallſigen Beſchluͤſſe Unſerer Beſtaͤtigung, und behalten Wir Uns vor, 
alsdann auf ihren Antrag, wegen des Zuſammentritts des Ausſchuſſes zu dieſem 
Zweck und der Behandlung derartiger Geſchaͤfte, weitere Beſtimmungen zu treffen. 


$. 10. 
Die Koſten der Ausſchuͤſſe werden in derſelben Art wie die allgemeinen 
Landtagskoſten aufgebracht. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 21. Juni 1842. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Prinz von Preußen. 


v. Boyen. Muͤhler. v. Roch ow. v. Nagler. Rother. Gr. v. Alvensleben. 
Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. Frh. v. Buͤlow. v. Bodelſchwingh. 
Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim. 


(Nr. 2292.) 
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(Nr. 2292.) Verordnung über die Bildung eines Ausſchuſſes der Stände der Provinz Weſt⸗ 
phalen. Vom 21. Juni 1842. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 


* 


Preußen ꝛc. ꝛc. 


haben beſchloſſen, einen ſtaͤndiſchen Ausſchuß aus Mitgliedern des Provinzial⸗ 
Landtages, welche deſſen beſonderes Vertrauen beſitzen, waͤhlen zu laſſen, um 
ſolchen in der Zwiſchenzeit von einem Landtage zum andern in geeigneten Faͤl⸗ 
len zu berufen, und Uns in wichtigen Landes-Angelegenheiten ſeines Raths zu 
bedienen. 

Wir verordnen daher, nach eingeholtem Gutachten Unſerer getreuen 
Staͤnde der Provinz Weſtphalen, was folgt: 


Ge 
Es ſoll in der Provinz Weſtphalen, ſowie in allen uͤbrigen Provinzen 
Unſerer Monarchie ein Ausſchuß aus den auf dem Provinzial⸗Landtag verſam⸗ 
melten Staͤnden gebildet werden, der ſich auf Unſeren Befehl zu verſammeln 
hat, um Uns die Gelegenheit zu geben, auch zu der Zeit, wo die Provinzial⸗ 
Landtage nicht verſammelt ſind, ſtaͤndiſche Organe mit ihren Gutachten zu hoͤren. 


9. 2. 
Die verfaſſungsmaͤßige Wirkſamkeit der Provinzialſtaͤnde, wie ſolche durch 
den Artikel III. des allgemeinen Geſetzes vom 5. Juni 1823. vorgeſchrieben iſt, 
erleidet durch den Ausſchuß (J. 1.) keine Beeinträchtigung. 


§. 3. 

Die Wirkſamkeit des Ausſchuſſes ſoll vielmehr eintreten, wenn die An⸗ 
ſichten der Landtage verſchiedener Provinzen uͤber einen von ihnen berathenen 
Geſetzentwurf bedeutend von einander abweichen, oder, wenn in der weiteren 
Berathung der Geſetze, in den hoͤheren Inſtanzen der Legislation neue Mo⸗ 
mente hervortreten, und Wir es angemeſſen finden, durch ſtaͤndiſche Organe 
eine Ausgleichung der verſchiedenen Anſichten herbeizufuͤhren. 


| 


‘A 


Insbeſondere aber noch Toll Uns der einzuberufende Ausſchuß ein ſtaͤn⸗ 
diſches Organ darbieten, mit dem Wir auch bei Gegenſtaͤnden, welche bisher 
in der Regel an die Provinzialſtaͤnde nicht gelangt ſind, ſofern Wir dabei den 
Rath erfahrener Maͤnner aus den Eingeſeſſenen der Provinz einzuholen fuͤr 
Nr. 2202) 37, gut 
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gut finden, die anzunehmenden Hauptgrundſaͤtze einer Beſprechung wollen unter⸗ 
werfen laſſen. 

Desgleichen behalten Wir Uns vor, denſelben auch bei den erſten Vor: 
bereitungen zu allgemeinen wichtigen Geſetzen zur gutachtlichen Aeußerung auf⸗ 
zufordern, ſowohl Hinſichts der Nothwendigkeit dieſer Geſetze im Allgemeinen 
als Hinſichts der Richtung, welche bei Abfaſſung derſelben zu befolgen ſeyn 
möchte, inſofern es dabei hauptſaͤchlich auf Kenntniß örtlicher Verhaͤltniſſe und 

praktiſche Erfahrung ankommt. 


6. 5. ME 
Die Zahl der Mitglieder dieſes Ausſchuſſes ſetzen Wir hierdurch auf 
Zwoͤlf feſt. Ä 
Seine Zuſammenſetzung geſchieht in der Art, daß für denſelben zu waͤh⸗ 
len ſind: 


J. vom Stande der Ritterſchaft, einſchließlich der zu den vormals reichs⸗ 
unmittelbaren Fuͤrſten nicht gehoͤrigen im Stande der Fuͤrſten und Herren 
Stimmberechtigten: 

1) aus dem Minden-Ravensbergſchen und dem Pader⸗ 
bornſchen Wahlbezirk l 
2) aus dem Weſtphaͤliſchen und dem Maͤrkiſchen Wahl— 
c 8 1 
3) aus dem oͤſtlichen und dem weſtlichen Muͤnſterſchen 
Wahlbezirk. e e 8 Lt a5 1 s 
4) aus den, auf dem Landtage verſammelten, oben be- 
zeichneten Stimmberechtigte im Stande der Fuͤrſten 
und Herren, und aus dem Stande der Ritterſchaft, 
ohne Ruͤckſicht auf die genannten kombinirten Wahl⸗ 
Suter. 11308. e ee, een ee l, 1 s 


II. vom Stande der Städte: 


1) aus dem Minden-Ravensbergſchen und dem Paper: 
bornſchen Wahlbezirri .. 1 . 


1 Mitglied 


3) aus dem oͤſtlichen und dem weſtlichen Muͤnſterſchen 
Wahlb ente 244. est 4 . til 8 f . m 1 5 


4) aus den auf dem Landtage verſammelten ſtaͤdtiſchen 
Abgeordneten, ohne Ruͤckſicht auf die genannten kom⸗ 
binirten Wahlbezirke „. eee neee en es 1 Mitglied 


III. vom Stande der Landgemeinden: 
1) aus dem Minden-Ravensbergſchen und dem Pader⸗ 


bornſchen Wahlbesirfe 2. 2 2... 2. ee 1 . 
2) aus dem Weſtphaͤliſchen und dem Maͤrkiſchen Wahl: 

„ I. 0 UT RE 1 . 
3) aus dem oͤſtlichen und dem weſtlichen Muͤnſterſchen 

e ee ee 1 - 


4) aus den auf dem Landtage verſammelten Abgeordne⸗ 
ten des Standes der Landgemeinden ohne Ruͤckſicht 
auf die gedachten kombinirten Wahlbezirke .... 1 P 


12 Mitglieder. 


Dieſe Wahlen erfolgen durch die Abgeordneten der betreffenden Wahl⸗ 
Bezirke und Stände, beziehungsweiſe die ſaͤmmtlichen Abgeordneten des betreffen⸗ 
den Standes aus deren Mitte. Sofern es von den vormals reichsunmittel- 
baren Fuͤrſten gewuͤnſcht wird, wollen Wir dem Ausſchuß noch zwei von und 
aus denſelben zu waͤhlende Mitglieder hinzufuͤgen, die jedoch an den Verhand⸗ 
lungen des Ausſchuſſes nur in Perſon Theil nehmen koͤnnen. 

Ihre Theilnahme findet indeß nur dann ſtatt, wenn der Ausſchuß fuͤr 
ſich allein zuſammentritt, wohingegen Wir, ſobald Wir die Ausſchuͤſſe mehre⸗ 
rer oder aller Provinzen zu einer gemeinſamen Berathung berufen, wegen der 
Konkurrenz der vormals reichsunmittelbaren Fuͤrſten beſondere Anordnungen 
treffen werden. 


$. 6. 

Der Landtags⸗-Marſchall, deſſen Amt zu dieſem Zweck kuͤnftig bis zur 
Eröffnung des naͤchſten Provinzial⸗Landtages fortdauern fol, iſt Mitglied und 
Vorſitzender des Ausſchuſſes. Wenn Wir denſelben aus den vormals reichs⸗ 
unmittelbaren Fuͤrſten ernennen, und dieſe von der ihnen §. 5. gegebenen Be⸗ 
fugniß keinen Gebrauch machen, tritt der Landtags-Marſchall dem Ausſchuſſe als 
dreizehntes Mitglied hinzu. 

Wenn Wir dagegen für gut finden, ihn aus der Ritterſchaft zu entneh- 
men, wird er in die Zahl der Ausſchuß-Mitglieder dieſes Standes, beziehungs⸗ 
r. 2202.) weiſe 


weiſe desjenigen Landestheils, welchem er als Landtags⸗Mitglied ſangehoͤrt, in 
der Art miteingerechnet, daß waͤhrend der Dauer ſeines Amtes fuͤr jenen ein 
Mitglied weniger zum Ausſchuſſe gewaͤhlt wird. 


9. 7. | | 

Die zu dieſem Ausſchuſſe erforderlichen Wahlen erfolgen auf verſammel⸗ 
tem Provinzial-Landtage von jedem Stande in ſich nach abſoluter Stimmen⸗ 
Mehrheit. 

Fuͤr jedes Mitglied des Ausſchuſſes wird ein Stellvertreter gewaͤhlt. 
Fuͤr den Fall der Behinderung des Landtags⸗Marſchalls, werden Wir einen 
Stellvertreter deſſelben aus den dem Stande der Fuͤrſten und Herren, oder dem 
Stande der Ritterſchaft angehoͤrigen Mitgliedern des Ausſchuſſes ernennen. Es 
ift deshalb, wenn der Landtags⸗Marſchall der Ritterſchaft angehoͤrt, fuͤr ihn, 
ebenſo wie fuͤr alle uͤbrige Mitglieder, ein Stellvertreter zu waͤhlen, durch 
den er in dieſem Falle in ſeiner Eigenſchaft als Mitglied des Ausſchuſſes er⸗ 
ſetzt wird. 

Die Wahlen eines jeden Standes werden durch den Landtags⸗Marſchall 
als Wahl-Dirigenten, geleitet. Dieſelben bedürfen Unſerer Beſtaͤtigung. 


F. 8. 

Die Dauer der Wirkſamkeit der Mitglieder eines gewählten Ausſchuſſes 
beſchraͤnkt ſich auf die Zwiſchenzeit von einem Provinzial⸗Landtage zum andern. 
Ein in den Ausſchuß gewaͤhlter Abgeordneter bleibt deſſen Mitglied bis zur Er⸗ 
Öffnung des naͤchſten Landtages, auch wenn die Wahlperiode, fuͤr welche er als 
Landtags⸗Abgeordneter gewählt iſt, inzwiſchen ablaufen ſollte. 


§. 9. 

Den zum Provinzial-Landtage verſammelten Ständen bleibt uͤberlaſſen, 
die Wahrnehmung der außer dem Landtage vorkommenden Geſchaͤfte ſtaͤndiſcher 
Verwaltung, inſofern fie nicht beſondere Ausſchuͤſſe dazu beſtimmen ſollten, dem 
nach den vorſtehenden Beſtimmungen zu bildenden Ausſchuſſe, auch, nach dem 
Beduͤrfniſſe, einem innerhalb deſſelben zu beſtellenden engeren Ausſchuſſe, oder 
auch nur einzelnen Mitgliedern zu uͤbertragen. N 

Im Fall die Stände von diefer Befugniß Gebrauch machen, beduͤrfen 
ihre desfallſigen Beſchluͤſſe Unſerer Beſtaͤtigung und behalten Wir Uns vor, 
alsdann auf ihren Antrag, wegen des Zuſammentritts des Ausſchuſſes zu dieſem 
Zweck und der Behandlung derartiger Geſchaͤfte, weitere Beſtimmungen zu 
treffen. | 
$. 10. 
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F. 10. 
Die Koſten der Ausſchuͤſſe werden in derſelben Art wie die Landtags⸗ 
koſten aufgebracht. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 21. Juni 1842. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Prinz von Preußen. 
v. Boyen. Muͤhler. v. Rochow. v. Nagler. Rother. Gr. v. Alvensleben. 


Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. Frh. v. Buͤlow. v. Bodelſchwingh. 
Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim. 


(Nr. 2292 — 2293.) (Nr. 2293.) 


(Nr. 2293.) Verordnung über die Bildung eines Ausſchuſſes der Stände der Rheinprovinz. 
Vom 21. Juni 1842. a 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König, von 
Preußen ꝛc. ıc. 

haben beſchloſſen, einen ſtaͤndiſchen Ausſchuß aus Mitgliedern des Provinzial⸗ 

Landtages, welche deſſen beſonderes Vertrauen beſitzen, waͤhlen zu laſſen, um 

ſolchen in der Zwiſchenzeit von einem Landtage zum andern in geeigneten Faͤllen 

zu berufen, und Uns in wichtigen Landes⸗ Angelegenheiten feines Rathes zu 

bedienen. 

Wir verordnen daher, nach eingeholtem Gutachten Unſerer getreuen 
Staͤnde der Rhein-Provinz, was folgt: 


9. 1. 

Es ſoll in der Rhein-Provinz, ſo wie in allen uͤbrigen Provinzen Unſerer 
Monarchie, ein Ausſchuß aus den auf dem Provinzial-Landtage verſammelten 
Staͤnden gebildet werden, der ſich auf Unſeren Befehl zu verſammeln hat, um 
Uns die Gelegenheit zu geben, auch zu der Zeit, wo die Provinzial-Landtage 
nicht verſammelt ſind, ſtaͤndiſche Organe mit ihren Gutachten zu hoͤren. 


§. 2. 
Die verfaſſungsmaͤßige Wirkſamkeit der Provinzialſtaͤnde, wie ſolche durch 
den Artikel III. des allgemeinen Geſetzes vom dten Juni 1823. vorgeſchrieben 
iſt, erleidet durch den Ausſchuß ($. 1.) keine Beeintraͤchtigung. 


68. 

Die Wirkſamkeit des Ausſchuſſes fol vielmehr eintreten: wenn die An⸗ 
ſichten der Landtage verſchiedener Provinzen, uͤber einen von ihnen berathenen 
Geſetz-Entwurf bedeutend von einander abweichen, oder wenn in der weiteren 
Berathung der Geſetze in den hoͤheren Inſtanzen der Legislation neue Momente 
hervortreten, und Wir es angemeffen finden, durch ſtaͤndiſche Organe eine Aus⸗ 
gleichung der verſchiedenen Anſichten herbeizufuͤhren. 


g. 4. 

Insbeſondere aber noch ſoll Uns der einzuberufende Ausſchuß ein ſtaͤndiſches 
Organ darbieten, mit dem Wir auch bei Gegenſtaͤnden, welche bisher in der 
Regel an die Provinzialſtaͤnde nicht gelangt ſind, ſofern Wir dabei den Rath 

erfah⸗ 
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erfahrener Männer aus den Eingefeffenen der Provinz einzuholen fuͤr gut finden 
werden, die anzunehmenden Hauptgrundſaͤtze einer Beſprechung wollen unter— 
werfen laſſen. I 

Desgleichen behalten Wir Uns vor, denfelben auch bei den erſten Vor⸗ 
bereitungen zu allgemeinen wichtigen Geſetzen zur gutachtlichen Aeußerung auf⸗ 
zufordern, ſowohl Hinſichts der Nothwendigkeit dieſer Geſetze im Allgemeinen, 
als Hinſichts der Richtung, welche bei Abfaſſung derſelben zu befolgen ſeyn 
moͤchte, inſofern es dabei hauptſaͤchlich auf Kenntniß oͤrtlicher Verhaͤltniſſe und 
praktiſche Erfahrung ankommt. 

§. 5. 

Die Zahl der Mitglieder dieſes Ausſchuſſes ſetzen Wir hierdurch auf 
Zwoͤlf feſt. i 

Seine Zuſammenſetzung geſchieht in der Art, daß fuͤr denſelben 


vom Stande der Ritterſchaft. .. . 4 Mitglieder 
D z Staͤdte 4 ? 
2 „Landgemeinden 4 s 


zu wählen find. 

Sofern es von den vormals reihsunmittelbaren Fuͤrſten gewuͤnſcht wird, 
wollen Wir dem Ausſchuſſe noch zwei von und aus denſelben zu waͤhlende 
Mitglieder hinzufuͤgen, die jedoch an den Verhandlungen des Ausſchuſſes nur in 
Perſon Theil nehmen koͤnnen. Ihre Theilnahme findet indeß nur dann ſtatt, 
wenn der Ausſchuß fuͤr ſich allein zuſammentritt, wohingegen Wir, ſobald Wir 
die Ausſchuͤſſe mehrerer oder aller Provinzen zu einer gemeinſamen Berathung 
berufen, wegen der Konkurrenz der vormals reichsunmittelbaren Fuͤrſten beſon⸗ 
dere Anordnung treffen werden. 


F. 6. 

Der Landtags⸗Marſchall, deſſen Amt zu dieſem Zweck kuͤnftig bis zur 
Eroͤffnung des naͤchſtfolgenden Provinzial⸗Landtages fortdauern ſoll, iſt jederzeit 
Mitglied und Vorſitzender des Ausſchuſſes. 

Wenn Wir denſelben aus den vormals reichsunmittelbaren Fuͤrſten er⸗ 
nennen, und dieſe von der ihnen F. 5. gegebenen Befugniß keinen Gebrauch 
machen, tritt der Landtags⸗Marſchall dem Ausſchuſſe als dreizehntes Mitglied 
hinzu. Wenn Wir dagegen fuͤr gut finden, ihn aus dem Stande der Ritter⸗ 
ſchaft zu entnehmen, wird er in die Zahl der Ausſchuß-Mitglieder dieſes Stan⸗ 
des in der Art mit eingerechnet, daß waͤhrend der Dauer ſeines Amtes aus 
jenem nur drei Ausſchuß-Mitglieder gewaͤhlt werden. 
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Die zu dieſem Ausſchuſſe erforderlichen Wahlen erfolgen auf verfammel- 
tem Provinzial⸗Landtage von jedem Stande in ſich, nach abſoluter Stimmen⸗ 
Mehrheit. Fuͤr jeden Stand werden ſo viel Stellvertreter als er Ausſchuß⸗ 
Mitglieder zu ernennen hat, in der Art gewaͤhlt, daß jeder einzelne Wahl⸗Akt 
ausdruͤcklich auf die Wahl des erſten, zweiten u. ſ. w. Stellvertreters des be⸗ 
treffenden Standes gerichtet und auf dieſe Weiſe die Reihefolge beſtimmt wird, 
in welcher die Erwaͤhlten bei vorfallenden Verhinderungen von Ausſchuß⸗Mit⸗ 
gliedern eintreten ſollen. 

Fuͤr den Fall der Behinderung des Landtags-Marſchalls werden Wir 
einen Stellvertreter deſſelben aus den dem Stande der Fuͤrſten oder dem Stande 
der Ritterſchaft angehoͤrigen Mitgliedern des Ausſchuſſes ernennen. Es iſt des⸗ 
halb, wenn der Landtags-Marſchall der Ritterſchaft angehoͤrt, fuͤr ihn, eben ſo 
wie fuͤr alle uͤbrige Mitglieder, ein Stellvertreter zu waͤhlen, durch den er in 
dieſem Falle in ſeiner Eigenſchaft als Mitglied des Ausſchuſſes erſetzt wird. 

Die Wahlen eines jeden Standes werden durch den Landtags⸗Marſchall, 
als Wahl⸗Dirigenten, geleitet. Dieſelben beduͤrfen Unſerer Beſtaͤtigung. 


F. 8. 

Die Dauer der Wirkſamkeit der Mitglieder eines gewaͤhlten Ausſchuſſes 
beſchraͤnkt ſich auf die Zwiſchenzeit von einem Provinzial⸗Landtage zum andern. 
Ein in den Ausſchuß gewaͤhlter Abgeordneter bleibt deſſen Mitglied bis zur Er⸗ 
oͤffnung des naͤchſten Landtages, auch wenn die Wahl-Periode, fuͤr welche er 
als Landtags⸗Abgeordneter gewaͤhlt iſt, inzwiſchen ablaufen ſollte. 


$. 9. 

Den zum Provinzial-Landtage verſammelten Staͤnden bleibt uͤberlaſſen, 
die Wahrnehmung der außer dem Landtage vorkommenden Geſchaͤfte ſtaͤndiſcher 
Verwaltung, ſofern ſie nicht beſondere Ausſchuͤſſe dazu beſtimmen ſollten, dem 
nach den vorſtehenden Beſtimmungen zu bildenden Ausſchuſſe, auch, nach dem 
Beduͤrfniſſe, einem innerhalb deſſelben zu beſtellenden engeren Ausſchuſſe, oder 
auch nur einzelnen Mitgliedern zu übertragen. 

Im Fall die Staͤnde von dieſer Befugniß Gebrauch machen, beduͤrfen 
ihre desfallſigen Beſchluͤſſe Unſerer Beſtaͤtigung, und behalten Wir Uns vor, 
alsdann auf ihren Antrag wegen des Zuſammentritts des Ausſchuſſes zu dieſem 
Zweck und der Behandlung derartiger Geſchaͤfte, weitere Beſtimmungen zu 
treffen. f 

$. 10. 


it 
$. 10. 


Die Koften der e Ausfchäffe werden in derſelben Art wie die Landtags» 
Koſten aufgebracht. 


Urkundlich unter Unſerer Döchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 21. Juni 1842. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Prim von Preußen. 
v. Bopyen. Muͤhler. v. Rochow. v. Nagler. Rother. Gr. v. Alvensleben. 


Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. Frh. v. Buͤlow. v. Bodelſchwingh— 
Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim. 


(Nr. 2293 -- 2294.) (Nr. 2294.) 
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(Nr. 2294.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 28. Juli 1842., betreffend die Suspenſion der 
Beſtimmungen des $. 5. des Edikts vom 9. Oktober 1807. fo weit durch 
dieſelben den Lehns- oder Fideikommißbeſitzern die Vererbpachtung des 
Vorwerkslandes oder einzelner Pertinenzien von Lehn- oder Fideikommiß⸗ 
gütern ohne die Zuſtimmung des Lehn⸗Obereigenthümers, der Lehn oder 
Fideikommißfolger geſtattet iſt. j 


D die Beſtimmungen im $. 5. des Edikts vom 9. Oktober 1807. 
nach welchen jeder Lehns- und Fideikommißbeſitzer befugt iſt, nicht blos 
einzelne Pertinenzien, ſondern auch das Vorwerksland des Lehn- oder 
Fideikommißgutes ganz oder zum Theil und in beliebigen Theilen, zu 
vererbpachten, ohne daß dem Lehns-Ober-Eigenthuͤmer, den Lehns⸗ 
oder Fideikommißfolgern ein Widerſpruch geſtattet wird, inſofern nur 
das Erbſtands- oder Einkaufsgeld zur Tilgung der zuerſt ingroſſirten 
Schulden, oder in deren Ermangelung zu Lehn oder Fideikommiß ver⸗ 
wendet wird, 8 | 
in Folge der Vorſchriften des Kultur-Edikts vom 14. September 1811. $. 2. 
und der Abloͤſungs-Ordnung vom 7. Juni 1821. 8. 29. über die Ablöfung des 
Erbpachts⸗Kanons dahin führen koͤnnen, daß ein Lehn- oder Fideikommißgut 
zum Nachtheil der Lehns- und Fideikommiß⸗ Berechtigten und gegen deren Wils 
len in ein Geldlehn oder Geld-Fideikommiß verwandelt wird, dieſe Folge aber 
felbft über die Abſicht des Edikts vom 9. Oktober 1807., welches die damals 
noch beſtandene Unabloͤsbarkeit des Erbpachts-Kanons vorausſetzt, hinausgeht, 
die auf dem ſiebenten Provinzial-Landtage verſammelt geweſenen Staͤnde der 
Kurs und Neumark Brandenburg und des Markgrafthums Niederlauſitz des⸗ 
halb zum Schutz der Lehns- und Fideikommiß⸗Berechtigten auf eine Abaͤnde— 
rung des §. 5. jenes Edikts angetragen haben, und eine legislative Berathung 
hierüber bereits eingeleitet iſt; fo will Ich auf den Bericht des Staats-Mini⸗ 
ſteriums vom 6. d. M. und nach deſſen Antrage die Beſtimmungen des F. 3. 
des Edikts vom 9. Oktober 1807., ſoweit durch dieſelben den Lehns- oder Fidei⸗ 
kommiß⸗Beſitzern die Vererbpachtung des Vorwerkslandes oder einzelner Per; 
tinenzien von Lehn⸗ oder Fideikommißguͤtern ohne die Zuſtimmung des Lehns⸗ 
Ober⸗Eigenthuͤmers, der Lehns- oder Fideikommißfolger geſtattet iſt, hierdurch 
bis auf weitere Verordnung ſuspendiren. Dieſer Mein Beſehl iſt durch die 
Geſetzſammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Erdmannsdorf, den 28. Juli 1842. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staats-Miniſterium. 


